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Bethesdakauft
HildegardKlinik
Zusammenschluss Die Be-
thesda Spital AG hat zum 1.Ja-
nuar alle Anteile derHildegard
Klinik gekauft.Wie die Bethes-
da Spital AG gestern in einer
Mitteilung schreibt, würde es
schon lange engmit derHilde-
gard Klinik zusammenarbei-
ten. Durch den Zusammen-
schluss sollen die Palliativver-
sorgung gestärkt und die
spezialisierten Kompetenzen
an einem Standort gebündelt
werden. Die Hildegard Klinik
werde nun bis Ende 2024 als
Tochtergesellschaft des Spitals
weitergeführt und dann ab
2025 räumlich eingegliedert.

Der bisherige Standort des
Palliativzentrums Hildegard,
amSt.Alban-Ring in Basel, hät-
te auch durch eine Totalsanie-
rung den modernen Anforde-
rungen nichtmehr genügt, und
ein Neubau sei aufgrund einer
Zonenplanänderung nicht
möglich. Die Übernahme si-
chere ausserdem finanziell die
Fortführung der Klinik. Durch
die Zusammenführung könne
der Ausbau zusätzlicher Leis-
tungsangebote in den Berei-
chen Bewegungsapparat und
Rehabilitation ermöglicht wer-
den. Bezüglich des Kaufpreises
geben die Beteiligten keine
Auskunft. (bz)

DieToleranzfristvonzwölfStunden
Die Besetzung derUni Basel geht weiter. Bis heuteMittwoch um8Uhrmuss das Bernoullianumgeräumt sein, sowill es die Uni.

Neomi Agosti

Andenkalten Steinwändendes
Bernoullianums hängen dut-
zendePalästinafahnen, Infopla-
kate, inklusive einerTo-do-Lis-
te und einem Patrouillenplan.
Die vielen Ruck- und Schlafsä-
cke erinnern an einFerienlager.
Ebenso das Geschirr, das für
eine ganzeFussballmannschaft
reichenwürde,wie auchdie vie-
len Lebensmittel und Wasser-
flaschen. Der besetzte Bereich
wurde vom Rest des Gebäudes
abgetrennt, dieTüren zumOst-
undWestflügelwurden vonder
UniversitätmitHolzlatten zuge-
nagelt.

SeitMontag istdas
Bernoullianumbesetzt
Nach Genf, Lausanne und Zü-
rich folgte Basel. Das Kollektiv
«Universities4palestine» be-
setzte am Montag das ge-
schichtsträchtige Bernoullia-
num vis-à-vis der Universitäts-
bibliothek. SeitMontag verwei-
len die Demonstrierenden nun
imund umdasGebäude.

Die Universität hatte den
pro-palästinensischen De-
monstrierenden einUltimatum
gestellt: Das Bernoullianum
sollte bis gestern Dienstag um
20 Uhr geräumt werden. Am
Dienstagabend teilte Matthias
Geering, Sprecher der Univer-
sität Basel, mit: Die Ultima-
tumsfristwerde umzwölf Stun-
den verlängert.

Dasaufgeschobene
Ultimatum
Zuvor gab das Kollektiv nach
einer «Generalversammlung
desKollektivs»undseiner Sym-
pathisantenbekannt: «Wirwer-

den bleiben!» Gleichzeitig mo-
bilisierten die Besetzerinnen
und Besetzer für eine Kundge-
bung vor dem Bernoullianum
um 19Uhr.

In der Mitteilung der Uni,
die einehalbeStundevorAblauf
der eigentlichenFrist verschickt
wurde, teilteGeeringmit: «Das
Rektorat der Universität Basel
hat heute Abend entschieden,
dass die Frist zur Räumung des
Bernoullianums auf Mittwoch,
8 Uhr, aufgeschoben wird.»

Gleichzeitig werde Professor
LaurentGoetschel,Direktor von
Swisspeace, mit den Besetzen-
denamDienstagabenddarüber
diskutieren, in welcher Art und
Weise ihre Forderungen mit
dem Rektorat aufgenommen
werden könnten.

DirektorvonSwisspeace
diskutiertmit Studierenden
Weiter heisst es, die Universi-
tätsleitung sei weiterhin bereit,
am Mittwochvormittag eine

Delegation von Studierenden
zusammen mit Laurent Goet-
schel zu treffen, um gemein-
sam das weitere Vorgehen zu
besprechen – unter der Bedin-
gung, das neueUltimatumein-
zuhalten. Die Universitätslei-
tung hoffe, mit diesem Schritt
eine Eskalation vermeiden zu
können. Falls das neueUltima-
tum nicht eingehalten werde,
behalte sich die Universität
«weitergehende Massnah-
men» vor.

Kurz darauf versammelten sich
rund 200 Personen zu einer
spontanwirkendenDemonstra-
tion. Der Zug lief mit Flaggen,
TransparentenundPyrofackeln
vom Bernoullianum via Peters-
platz und Spalentor wieder zu-
rück zumAusgangsort.

Frühstück inder
besetztenUni
Laut den Demonstrierenden
forderten fünfzig Dozierende
undProfessorinnenundProfes-

soren von der Unileitung, sich
auf denDialog einzulassenund
auf die Forderungen der Beset-
zung einzugehen. Auch diverse
SVP-Politikerinnen und -Politi-
kermeldeten sich,mit einemof-
fenen Brief mit dem Titel:
«Nulltoleranz gegenüber Anti-
semitismus an der Uni Basel»
zuWort.

Die Jungpartei fordertDiszi-
plinarmassnahmen gegen die
Besetzerschaft.Unterschrieben
wurde der Brief unter anderem
von Sarah Regez, SVP-Basel-
land-Präsident Peter Riebli,
aber auch vonNationalrat And-
reasGlarner.

Die Besetzung geht in die
zweiteNacht.ObdieBesetzung
länger dauere als das Ultima-
tum, wollte oder konnte ein
SprecherderGruppierungnicht
sagen.Aber:«Wir ladenalle ein,
mit uns um sieben Uhr zu früh-
stücken.»

Die pro-palästinensischen Demonstrationen an der Uni Basel gingen gestern weiter. Bild: Juri Junkov

«MisterMieter»zurück imRing
Beat Leuthardt nimmtwieder imVorstand des BaslerMieterverbands Platz. Und plant schon die nächste Initiative.

Zara Zatti

Beat Leuthardt ist bald wieder
da, wo er schon vor zwei Jahren
war. Nämlich im Vorstand des
BaslerMieterinnen-undMieter-
verbands (MV). SeineRückkehr
teilte der Verband gestern mit.
Dass Leuthardt formell über-
haupt ausdemVorstandaustrat
und fortanals SeniorConsultant
in Erscheinung trat, lag daran,
dass erEinsitz indiedamalsneu
geschaffene Wohnschutzkom-
missionnehmenwollte.Undam
damaligenRegierungspräsiden-
ten Beat Jans.

Dieser erachtete seineDop-
pelrolle als Interessenskonflikt,
weil der Mieterverband durch
sein Verbandsbeschwerderecht
gegendieBeschlüssederWohn-
schutzkommissionBeschwerde
einreichen könne. Gegen den
EntscheidderBaslerRegierung
legte der MV wiederum Be-
schwerde beimVerwaltungsge-
richt ein. Ohne Erfolg.

Ende des vergangenen Jah-
res warf der «Mister Mieter»
dann den Bettel in der Wohn-
schutzkommission hin. Leut-
hardt ist der Meinung, die Re-

gierung habe die Kommission
fast vollständig entmachtet, er
habe seineArbeit «geleistet, so-
weit sie leistbar war». Per
10.Juni legt Leuthardt nun den

Titel Senior Consultant ab und
setzt sichwiederdenVorstands-
hut auf.

Nachfolge:Mieterverband
lässt sichZeit
DieWohnschutzkommissionhat
insgesamtneunMitglieder: drei
im Präsidium, drei als Vertre-
tung der Vermieterschaft und
drei als Vertretung der Mieter-
schaft.Bei einemkonkretenFall
setzt sichdieKommissionaus je
einemMitglied zusammen. Be-
züglichNachfolgevonLeuthardt
in der Wohnschutzkommission
betontderMV,dasser«dasweit-
gehendeVorschlagsrecht fürdie
paritätisch zu ernennenden
Kommissionsmitglieder für die
Mieterseite» habe.

Die Nachfolge sei zwar in-
tern geregelt, derMV lasse aber
noch offen, welche Person er
wann vorzuschlagen gedenke.
DerMVwill nochzuwarten,wie
die Debatte imGrossen Rat am
Donnerstag ausgeht «und wie
sich der demWohnschutzrecht
feindselig gesinnteRegierungs-
präsident in der Folge positio-
nieren will.» Der Verband
sprichtdamitmehrereVorstösse

von bürgerlicher Seite an, wel-
che eine Abschwächung des
Wohnschutzes beabsichtigen.

EineMotionvonSVP-Gross-
rat Pascal Messerli betrifft die
Zusammensetzung der Wohn-
schutzkommision.DerVorstoss
fordert, dass die Wohnschutz-
kommission als reine Fachins-
tanz neu aufgestellt wird. Das
wärederAbschiedvomparitäti-
schenModell mit Vertretenden
der Vermieter- und der Mieter-
schaft neben dem von der Re-
gierung gewählten Präsidium.
«Esmacht keinen Sinn, jetzt je-
manden zu stellen, wenn wir
nicht wissen, wie lange diese
Personnoch inderWohnschutz-
kommission bleiben könnte»,
sagt Patrizia Bernasconi, Ge-
schäftsleiterin desMV.

Mieterverband ist von
Erfolgüberzeugt
AproposWohnschutzgesetz:Bei
der Jahrespressekonferenzkün-
digte Beat Leuthardt eine neue
Initiative an, die ebenfalls ge-
wisse Korrekturen am Wohn-
schutzgesetz im Sinne des Ver-
bands vornehmen sollte. Im
Herbst vergangenen Jahres –

hiess es – sollte mit der Unter-
schriftensammlung begonnen
werden. Passiert ist bis anhin
nichts. Die Initiative sei aber
nicht vomTisch, sagtLeuthardt
auf Anfrage: «Wir haben ver-
schiedeneTeilinitiativen inpet-
to. Wir sind bereit, sie aus der
Schublade zu ziehen.»

Auch hier wolle man aber
noch abwarten, bis mehr Klar-
heit herrsche,was indennächs-
ten Jahren bezüglich Wohn-
schutz gelten werde, sagt Leut-
hardt und spricht damit
wiederum die im Grossen Rat
hängigenMotionenan. Ineinem
sind sich die bürgerlichen Poli-
tikerundPolitikerinnenundder
MV einig: Das aktuell geltende
Wohnschutzverfahren muss
entbürokratisiertwerden. «Das
ist einAspektunserer geplanten
Initiative –andersalsdieBürger-
lichen wollen wir den Kernas-
pekt des Wohnschutzes aber
beibehalten», sagt Leuthardt.

Und er zeigt sich überzeugt:
«Wenn wir den richtigen Mo-
mentabwarten,dannwirdunse-
re Initiative angenommen, wo-
möglich mit noch grösserer
Mehrheit als die letzte.»

«Ichhabe
meineArbeit
geleistet,
soweit sie
leistbarwar.»

BeatLeuthardt
BaslerMieterverband

«Wirhoffen,
mitdiesem
Schritt eine
Eskalation
vermeidenzu
können.»

Universitätsleitung
Aus demCommuniqué


